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Mahlzeiten für Arbeitnehmer – ein  kompliziertes Kapitel im 

Reisekostenrecht 
 

 

Mit dem „Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des 

steuerlichen Reisekostenrechts“ wurden mit Wirkung ab 1. Januar 2014 die Abrechnungs- 

und Anerkennungskriterien für beruflich veranlasste Auswärtstätigkeit neu regelt. Prinzipiell 

geht es aus steuerlicher Sicht bei den Reisekosten um Fahrtkosten, 

Verpflegungsmehraufwand, Übernachtungskosten sowie Reisenebenkosten, die durch die 

Auswärtstätigkeit eines Selbstständigen oder Arbeitnehmers entstehen und die so gut wie 

ausschließlich beruflich veranlasst sind. Scheint eigentlich klar zu sein, aber in der Praxis 

werfen das Thema Bewirtung oder die Mahlzeitengestellung an Arbeitnehmer immer wieder 

Fragen auf, weil eindeutig zu klären ist, ob steuerpflichtiger Arbeitslohn vorliegt oder nicht.  

 

Bewirtung als steuerpflichtiger Arbeitslohn oder nicht 

Hier gilt der Grundsatz: Mahlzeiten, die im ganz überwiegend eigenbetrieblichen Interesse 

des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer abgegeben werden, gehören nicht zum Arbeitslohn. 

Das können beispielsweise Arbeitsessen sein, in denen betriebliche Anliegen zu besprechen 

sind, oder ein Essen mit Kunden, an denen bestimmte Arbeitnehmer wegen ihrer fachlichen 

Expertise teilnehmen sollen. Aber Mahlzeiten, die der Arbeitgeber als Gegenleistung für die 

Zurverfügungstellung der individuellen Arbeitskraft an seine Arbeitnehmer abgibt, sind in 

aller Regel Arbeitslohn. Das gilt beispielsweise für eine Einladung anlässlich eines 

erfolgreichen Projektabschlusses. Dann wird von einem Belohnungsessen gesprochen, 

welches grundsätzlich mit dem tatsächlichen Wert der Lohnsteuer unterliegt. Davon wird 

auch ausgegangen, wenn eine während einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit gestellte 

Mahlzeit den Preis von 60 Euro (einschließlich Kosten für Getränke und Umsatzsteuer) 

überschreitet. Auch können Arbeitsessen unter bestimmten Umständen zu steuerpflichtigem 

Arbeitslohn beim Arbeitnehmer führen, die mit einer gewissen Regelmäßigkeit in einem 

Restaurant am Sitz des Unternehmens stattfinden. 

 

Verpflegungspauschalen: zwei statt drei 

Wer beruflich unterwegs ist, kann in Abhängigkeit von der Abwesenheitsdauer Pauschalen 

für Verpflegungsmehraufwendungen steuerlich als Werbungskosten geltend machen. Seit der 

Reform des Reisekostenrechts gibt es nur noch zwei Pauschalen bei der Abrechnung. Danach 

erhalten Arbeitnehmer bei einer Abwesenheit von mehr als 8 Stunden 12 Euro. 24 Euro 

können bei einer Abwesenheit von 24 Stunden abgerechnet werden. Für die An- und 

Abreisetage sind ebenfalls – und zwar ohne Nachweis einer Mindestabwesenheit – 12 Euro 

steuermindernd in Ansatz zu bringen. Generell haben sich seinerzeit mit der Reduzierung der 

Anzahl der Pauschbeträge auch die Aufzeichnungspflichten vereinfacht.  

 

Erstattung von Verpflegungsmehraufwendungen  

Alternativ kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Kosten für Verpflegung aufgrund 

einer Auswärtstätigkeit erstatten. Die Erstattung ist steuerfrei, wenn die vorgenannten 

gesetzlichen Pauschalen nicht überschritten werden. Handelt es sich um höhere 

Erstattungsbeträge, dann liegt für den Arbeitnehmer in Höhe des Mehrbetrages steuer- und 

beitragspflichtiger Arbeitslohn vor. Wird dem Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber oder auf 

dessen Veranlassung von einem Dritten eine Mahlzeit zur Verfügung gestellt, z. B. ein 

Frühstück im Hotel, eine Mahlzeit im Flugzeug oder ein Arbeitsessen, ist die 

Verpflegungspauschale tageweise zu kürzen, und zwar um 20% für ein Frühstück und um  
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jeweils 40% für ein Mittag- und Abendessen der für die 24-stündige Abwesenheit geltenden 

Tagespauschale. Wird ein Teil der Mahlzeiten gestellt und ein Teil der Verpflegungskosten 

erstattet, wird es kompliziert. Dann nämlich muss genau geprüft werden, welche 

Erstattungsbeträge dem Arbeitnehmer (steuerfrei) zustehen und in welchem Umfang diese 

ggf. zu kürzen sind. 

 

Verdeutlichen lässt sich das am besten an einem stark vereinfachten Beispiel: Ein 

Arbeitnehmer hat für seine beruflich bedingte 10-stündige Abwesenheit einen Anspruch auf 

die Verpflegungspauschale in Höhe von 12 Euro. Er verzehrt mittags aber nur Essen und 

Getränke im Wert von 7,40 Euro. Erstattet ihm der Arbeitgeber den tatsächlich gezahlten 

Betrag, so ist der Tatbestand der Mahlzeitgestellung erfüllt. Das wiederum würde dazu 

führen, dass er in seiner Einkommensteuererklärung nur noch die gekürzte 

Verpflegungspauschale von 2,40 Euro als Werbungskosten geltend machen kann, die sich 

errechnet aus dem Pauschbetrag von 12 Euro abzüglich dem festgesetzten Kürzungsbetrag für 

ein Mittagessen von 9,60 Euro (= 40% von 24 Euro). Bei der Gestellung eines Frühstücks 

beträgt der Kürzungsbetrag 4,80 Euro. Anders verhält es sich, wenn der Arbeitgeber anstelle 

der tatsächlich entstandenen Kosten, den steuerfreien Pauschalbetrag an den Arbeitnehmer 

erstattet. Trägt der Arbeitnehmer die Kosten für den Mittagsimbiss selbst und liegt keine 

anderweitige Mahlzeitgestellung vor, kann der Gesamtbetrag in Höhe von 12 Euro steuerfrei 

an ihn ausgezahlt werden.  

 

Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, die bisherige Abrechnungs- und Erstattungspraxis 

genau zu prüfen. Dabei ist besonderes Augenmerk auf die steuerliche Abgrenzung zwischen 

den unterschiedlichen Ausprägungen von Mahlzeitengestellung durch den Arbeitgeber oder 

durch Dritte und die diversen Abrechnungsmodalitäten zu legen.  

 

Fazit 

Die hier skizzierten Beispiele geben nur einen ersten Einblick in die Komplexität der 

Mahlzeitengestellung und deren steuerliche Bewertung. Reisekosten sind nach wie vor ein 

kompliziertes Konstrukt, das aber durchaus Sparpotential beinhaltet. Deshalb empfiehlt es 

sich, einen qualifizierten Berater einzuschalten. Diese sind zu finden im Steuerberater-

Suchdienst der Steuerberaterkammer Brandenburg unter  www.stbk-brandenburg.de  . 

 


